
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung eines Industrie- und Heizkraftwerks 

in 16303 Schwedt/Oder 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 15. Juli 2025 

 
 

Die Firma PCK Raffinerie GmbH, Passower Chaussee 111 in 16303 Schwedt/Oder, beantragt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück Passower Chaussee 111 in 16303 Schwedt/Oder in der Gemarkung Schwedt, Flur 
29, Flurstück 15/96 ein Industrie- und Heizkraftwerk wesentlich zu ändern (Az.: G04925).  
 
Die Änderung umfasst im Wesentlichen die Aufnahme von Flüssiggas als zusätzlichen 
Brennstoff sowie die Errichtung und Betrieb einer Teilanlage zur Flüssiggaslagerung mit einer 
Lagerkapazität von 14,5 t. 
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.1 GE in Verbindung mit den Nummern 
9.3.1 G und 9.1.1.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens nach Nummer 1.1.1 X in Verbindung 
mit den Nummern 1.1.2 A, 9.3.2 A und 9.1.1.3 S der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien:  
 
Die Änderung der Anlage hat keine zusätzliche Belastung durch Geräusche, Luftschadstoffe 
und Gerüche zur Folge. Mit dem Vorhaben sind geringe Flächenversiegelungen und 
Bodeneingriffe auf dem Vorhabengelände verbunden. Hochwertige Böden und geschützte 
Biotope werden durch die Eingriffe nicht in Anspruch genommen. Ein Eintrag von Schadstoffen 
in ein Gewässer oder den Boden ist durch bauliche und betriebsorganisatorische Maßnahmen 
ausgeschlossen.  
Durch die hinzutretende Flüssiggaslagerung wird der für die Anlage einzuhaltende 
Sicherheitsabstand nach der Störfall-Verordnung nicht erweitert. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
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